
gewerkschaft vida 

Fachbereich 
Luft- und Schiffverkehr 

Johann-Böhm-Platz 1 

1020 Wien 
 

Telefon: +43 1 53444 79 201 

Fax: +43 1 53444 102 923 

luft.wasser@vida.at 

www.vida.at 

 

 

ZVR-Nr.: 576439352 

DVR-Nr: 0046655 

ATU: 16273100 

luft.wasser@vida.at 

 
 
 
 
 
 
 

 
 

Wien, 30.06.2021 

Sehr geehrte Frau Bundesministerin Leonore Gewessler, BA, 
sehr geehrter Herr Staatssekretär Dr. Magnus Brunner, LL.M., 

in den letzten Tagen und Wochen konnten wir in den einzelnen Luftfahrtunternehmen beobachten, 
wie sich die Marktakteure auf das Hochfahren der Branche vorbereiten. Die Prognosezahlen der 
Eurocontrol deuten ebenso auf einen positiven Ausblick hin. Die Arbeitnehmer und 
Arbeitnehmerinnen, die die Branche in Bewegung halten, freuen sich schon auf ein Ende der 
Kurzarbeit in vielen Bereichen. Diese Tendenzen stimmen uns positiv, dennoch sehen wir auch 
Entwicklungen aufkeimen, die uns Sorge bereiten. Darauf wollen wir mit diesem offenen Brief noch 
einmal den Fokus richten. 

Stillstand bei fairen und sozialen Spielregeln am Flughafen Wien-Schwechat 

Etwas über ein Jahr liegt das unrühmliche Agieren der LaudaMotion GmbH am Flughafen Wien 
zurück. Mit besonderer Skrupellosigkeit hat das Unternehmen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
unter Druck gesetzt, den Betriebsrat nicht anerkannt und diffamiert sowie dabei nationales Recht 
als unverbindliche Empfehlungen interpretiert.  

Zu dieser Zeit herrschte in der Luftfahrt ein unerbittlicher Dumpingwettbewerb, den ein 
Unternehmensvorstand vorausblickend als „Blutbad“ bezeichnet hatte. Dieses „Blutbad“ ist am 
Flughafen Wien auch eingetreten, und zwar bei den Arbeitsbedingungen.  

Mittlerweile sind mit Lauda Europe, Buzz und Wizz eine Vielzahl an Airlines in Wien präsent, die 
die vollkommene soziale Deregulierung in der Luftfahrt schamlos ausnutzen: Bei einem 
Unternehmen liegen die Dienstverträge in der Schweiz auf, damit in Österreich keine 
Einkommensteuer bezahlt werden muss. In einem anderen Fall wird zunehmend auf (schein-
)selbstständiges Personal zurückgegriffen, damit möglichst kostengünstig produziert werden kann. 
Bei der nächsten Airline werden einseitig Gehälter gekürzt oder das Personal wird in eine 
Auslandsstation versetzt, um den Druck auf die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer erhöhen zu 
können. 

Auf österreichischer Ebene haben wir ein paar Werkzeuge zur Verfügung, um diese 
Machenschaften zu unterbinden. Eines davon ist die Gründung eines Betriebsrats, um 
Mitbestimmungsrechte in den Unternehmen zu sichern. Seit langem haben wir darauf 
hingewiesen, dass die österreichische Gesetzgebung nicht mit der Liberalisierung in der Luftfahrt 
Schritt halten konnte. So sind mittlerweile Unternehmenskonstrukte möglich, in denen 
rechtswirksam ein Betriebsrat verhindert werden kann. Aufgrund dessen hatten wir leider in den 
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letzten Wochen das erste Mal den Fall, dass wir Beschäftigten von der Gründung eines 
Betriebsrats abraten mussten, obwohl in diesem Betrieb mehrere hunderte Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer beschäftigt sind und dem österreichischen Arbeitsrecht unterliegen. Wir konnten der 
Belegschaft, die sich organisieren wollten, da die Missstände in dem Unternehmen 
überhandgenommen haben, lediglich mitteilen, dass der österreichische Gesetzgeber ihnen keine 
Mitbestimmungsrechte in ihrem Betrieb eingeräumt hat. Unsere Hilferufe nach entsprechenden 
Adaptierungen der nationalen Gesetzgebung wurden bis heute nicht gehört.  

Ein anderes Werkzeug gegen Sozialdumping ist ein Branchenkollektivvertrag für das fliegende 
Personal in Österreich. Damit würden alle am Standort Wien stationierten Airlines den gleichen 
arbeitsrechtlichen Rahmenbedingungen unterliegen. Leider mussten wir uns in den letzten Tagen 
erneut von der Wirtschaftskammer mitteilen lassen, dass sie für Verhandlungen über faire 
Arbeitsbedingungen beim fliegenden Personal nicht zur Verfügung steht und wir vielleicht zu 
Ostern (!) wieder einmal über faire Arbeitsbedingungen einzelner (!) Airlines sprechen könnten. Zu 
unserem Entsetzen wurde uns darüber hinaus von der Wirtschaftskammer ausgerichtet, dass wir – 
und auch ganz Österreich – multinationalen Konzernen lediglich höflich entgegentreten könnten 
und ihren Wünschen Folge leisten müssten. Dieses Selbstverständnis oder vielmehr diese 
Selbstaufgabe der österreichischen Wirtschaftspolitik liegt uns fern.  

Derzeit ist es noch relativ ruhig am Flughafen Wien-Schwechat. Allerdings werden die Vielzahl der 
aggressiv agierenden Low-Cost-Carrier und die fehlenden fairen Spielregeln den 
Dumpingwettbewerb wieder aufkeimen lassen. Wir fordern Sie daher dringend auf, mit 
ordnungspolitischen Maßnahmen faire und sozial ausgewogene Spielregeln in der 
Luftfahrtbranche zu etablieren. Bei der Entwicklung konkreter Maßnahmen unterstützen wir Sie 
gerne. 

Mögliches Umgehungskonstrukt der Lufthansa zur Standortvereinbarung zur Gewährung 
der österreichischen Staatshilfe für die Austrian Airlines 

Leider wurde bis zum heutigen Tag der Vertrag über die Gewährung der Staatshilfe für die 
Austrian Airlines nicht offengelegt. Der Austrian Vorstand meinte dazu in einem ZIB-Interview, 
dass die Offenlegung ausschließlich eine Entscheidung der österreichischen Bundesregierung sei. 
Wir würden Sie daher bitten und auffordern, die gesamten Verträge für die Öffentlichkeit 
zugänglich zu machen. Unser derzeitiger unzureichender Kenntnisstand über die Vertragsinhalte, 
ermöglicht uns leider nicht, das Agieren des Lufthansa-Konzerns in Übereinstimmung mit der 
geschlossenen Standortvereinbarung zu bringen.  

Insbesondere betrifft dies die Konzernentscheidung, zukünftig einen signifikanten Teil der 
Langstreckenflotte über die neu gegründete Tochtergesellschaft „Eurowings Discover“ 
abzuwickeln. Nach unserem Kenntnisstand sieht der Standortvertrag vor, dass die Austrian die 
Langstreckenflotte im gleichen Ausmaß hochfahren muss, wie die Lufthansa in Deutschland. Für 
uns ist dabei unklar, ob diese Klausel ausgehebelt wird, wenn eine konzerninterne Auslagerung 
der Produktion erfolgt.  

In diesem Zusammenhang darf nicht übersehen werden, welche Implikationen ein 
Kleinschrumpfen der Langstrecke für Österreich hätte. Die Austrian könnte dadurch sogar an eine 
kritische Größe stoßen, mit der ein wirtschaftlicher Betrieb der übrigen Langstreckenflotte oder 
sogar des gesamten Unternehmens nicht mehr möglich wäre. Im Lufthansa-Konzern wird jedoch 
mit der Gründung des neuen Unternehmens eine Möglichkeit geschaffen, kostengünstige Flüge 
durchzuführen, die außerhalb von kollektivvertraglichen Regelungen und 
Mitbestimmungsmöglichkeiten liegen. Ein Aushungern der Langstrecke in Wien hätte in weiterer 
Folge auch vermehrt unökologische Kurzstreckenflüge zur Folge, da Passagiere auf kürzere 
Zubringerflüge zu anderen Hubs angewiesen wären und keine Direktverbindung mehr bestünde. 

Wir bitten Sie daher, einen kritischen Blick auf die Konzernpolitik des Lufthansa-Konzerns zu 
legen. Gerne stehen wir und unsere internationalen Partner Ihnen dabei beratend zur Seite. 



 

 

Sehr geehrte Frau Bundesministerin, sehr geehrter Herr Staatssekretär, die Luftfahrt befindet sich 
zunehmend wieder im Aufwind. Die Pandemie stellte die Branche auf eine harte Belastungsprobe. 
Konzerne, die bis zur Pandemie mehrerer Milliarden Euro an Dividenden im Jahr ausschütteten 
und dennoch kaum Vorsorge für eine Pandemie tätigten (obwohl das Risiko allseits bekannt war), 
mussten mit Steuergeld gerettet werden. Der gänzlich unregulierte Wettbewerb zwischen den 
Marktakteuren führte vor der Pandemie über die Jahre hinweg zu einem Abbau der 
Arbeitsbedingungen, um dem Shareholdervalue-Gedanken zu entsprechen. Nachhaltigkeit spielte 
in allen Belangen kaum eine Rolle und das Selbstverständnis der Unternehmensführungen brachte 
eine omnipotente Sicht mit sich. Wir bitten Sie, diese Zeit, in der die Branche wieder hochfährt, als 
Chance zu begreifen, ihrer Rolle als Regierungsvertreter gerecht zu werden und entsprechende 
Maßnahmen zu setzen, um die Luftfahrtbranche in Österreich wieder in eine sozial-gerechte 
Flugbahn zu steuern. 

 

Mit freundlichen Grüßen 
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